Budgetrede zum Voranschlag 2007

von GR Mag. Christian Kogler

Sehr geehrte Damen und Herrn:

Der Sparkurs und damit die seit 1994 eingeleitete Konsolidierung des Budgethaushaltes der Stadt Innsbruck wird durch diesen vorliegenden Voranschlag in konsequenter Weise fortgesetzt.

Bei gleich bleibenden jährlichen Investitionsvolumina von rund 50 bis 70 Mio. Euro ist die pro Kopf Verschuldung seither von fast 1500.- Euro auf 220 Euro (2005) gesunken.

Dieser eingeschlagene Weg von LH DDr. Herwig van Staa und Bgm. Hilde Zach ist auch deckungsgleich mit dem Grundsatzpfeiler unserer liberalen Wirtschaftspolitik, welche nur in Ausnahmefällen ein Abrücken eines Sparkurses und damit eine Erhöhung der Verschuldung zulässt.

Das liberale innsbruck steht für eine wirtschaftsliberale Politik, die sich am freien Wettbewerb und am Eigentum des Einzelnen als Grundlage der Wirtschaftordnung orientiert. Der Staat darf in der Wirtschaftspolitik nur dort in den Markt eingreifen, wo ordnungspolitische Maßnahmen die Benachteiligung einzelner oder die Bildung von Kartellen verhindert.

Trotz des derzeitigen fast ausgeglichenen Haushaltsbudgets, ist für die Zukunft äußerste Vorsicht angesagt, denn die „Achenseemilliarde“ läuft heuer aus und von unseren gewinnbringenden Unternehmungen, wie beispielsweise der IKB AG haben wir bereits fast 50 % verkauft!

Des weiteren ist gerade heute auch ein Blick zum Land Tirol sicherlich angebracht. Dort wird uns derzeit vor Augen geführt wie schnell es gehen kann: aus einem ausgeglichenen Budgethaushalt schlagen für das Jahr 2007 nun plötzlich – zwar auf Grund der schlimmen Naturereignisse des Jahres 2005 begründet, aber dennoch – 60 Mio. Euro Defizit zu Buche. Und dies trifft natürlich auch indirekt die Stadt Innsbruck. Ich denke Frau Bürgermeisterin du könntest gerade beim notwendigen Bau der Autobahneinhausung in Amras und der begehrten 10 %igen Mitfinanzierung durch das Land Tirol aktuell davon berichten.

Dies bedeutet, dass das Land Tirol bei seinen Zuwendungen an die Landeshauptstadt Innsbruck in Zukunft wohl weiter große Zurückhaltung an den Tag legen wir müssen.  (Bsp. Deckungsbeiträge für die Altenpflege). Und auf Bundesebene bleibt nicht nur wegen der derzeitigen Problematik bei der Regierungsbildung eine latente Unsicherheit bestehen. Dies hat uns die Debatte über die Kürzung der AMS – Gelder drastisch vor Augen geführt und könnte sich in der Umsetzung eines verpflichtenden Vorschuljahres rasch und drastisch auf den städtischen Haushalt auswirken.

Daher ist es unumgänglich notwendig, dass wir für die Stadt Innsbruck eine äußerst verantwortungsvolle Budgetpolitik im eigenen Hause veranschlagen, um die zukünftigen Herausforderungen möglichst eigenständig lösen zu können.

Diese verantwortungsvolle Budgetpolitik ist weitestgehend in den Saldozahlen des vorliegenden Budgetentwurfs erfüllt. Aus unserer Sicht jedoch nicht in den Schwerpunktsetzungen und in den zukünftigen Strategien möglicher Steigerungen auf der Einnahmenseite.

Die zukünftigen Herausforderungen sehen wir insbesondere in der Bewältigung gesellschaftlicher Aufgaben Diese betreffen vor allem die Bereiche Daseinsvorsorge, Gesundheit und Jugend.

Die Verwirklichung sozialer Zielrichtung kann natürlich nur auf Basis einer wirtschaftsfreundlichen Unternehmerpolitik erfolgen, denn die Wirtschaft und die Betriebe sind es, welche in erster Linie Arbeitsplätze und damit Einkommen, sowie die Abgaben für diese gesellschaftlichen Aufgaben erbringen.

Wir können wohl alle damit leben, wenn wir beispielsweise 10 min länger mit dem Auto im Stau stehen – ich sogar einmal mit Tempo 30 durchs Ortsgebiet fahren muss -, wir nicht via Untergrundbahn auf die Hungerburg fahren könnten und keine so vielfältige Auswahl an Kulturveranstaltungen hätten.

Es kann uns aber nicht egal sein, wenn Menschen keine ausreichende Gesundenversorgung haben, sich beispielsweise eine Therapie oder Operation nicht mehr leisten können, keine ausreichende Versorgung und Pflege im Alter zu Hause oder keinen Heimplatz bekommen.

Diese Leistungen sind zwar heute noch im Großen und Ganzen (auch Dank unseres einatzfreudigen Vizebgm. Eugen Sprenger) für alle Bürger gesichert - wir wollen auch nicht „schwarz malen“, aber nach Frankreich blicken, wo bereits 5 Mio. Menschen trotz Krankenversicherung keine adäquate medizinische Betreuung erhalten. Für uns ist dafür auch auf kommunaler Ebene Vorsorge zu treffen und dies ist mit entsprechenden Budgetrücklagen sicherzustellen!

Denn gerade im Bereich der Gesundheit entwickeln sich die Kosten drastisch:

Ich darf dazu folgende Zahl aus dem Budget aufgreifen:

Der Krankenhausbeitrag steigt um 5,7 % beziehungsweise 1 Mio. Euro.- keine Ausnahme, denn diese Entwicklung hält nun schon seit einigen Jahren an.

Und auch im Bereich der Daseinsvorsorge  (laut Geschäftsbericht der ISD) ist kein Ende der Ausgabensteigerung abzusehen.

Das liberale innsbruck bekennt sich auch voll und ganz zu diesen  Ausgaben, da sie direkt den bedürftigen Menschen helfen!

Wir fordern sogar verstärkt den Bau von Seniorenwohnungen und den massiven Ausbau der ambulanten Dienste.

Diese Vorsorge ist uns ein großes Anliegen, denn eine liberale Politik bedeutet Verantwortung, in wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht.

Jeder Mensch kann ohne eigenes Verschulden in die Lage geraten, in der er Hilfe benötigt. Liberale Politik fordert Chancengleichheit und liberale Sozialpolitik bedeutet für uns Verantwortung gegenüber sozial Schwachen, insbesondere Hilfe zur Selbsthilfe sowie den Schutz der Schwachen vor den Faulen.

So setzen wir uns im Sozialbereich nicht für eine staatlich finanzierte Bezahlung eines Sozialarbeiters pro 10.000 Einwohner ein, wie es die Caritas fordert, sonder etwa für die Gründung einer Sozialbörse:

Einen Pool, wo Menschen auf Basis der Freiwilligkeit für andere, hilfsbedürftige Menschen soziale Hilfsdienste erbringen. Dies kann vom klassischen Schachspielen im Altenheim bis hin zur temporären Kinderbetreuung gehen. Über ein Punktesystem erhalten die „Freiwilligen“ Sachleistungen welche im Zuge eines public privat partnership Modells von Firmen unterstützt werden. Etwas durch Kino-, Skikarten, diverse Eintrittskarten oder Warengutscheine usw.

Dieses Modell wäre eine absoluten win – win Situation sowohl für die Betroffenen, als auch für jene – hoffentlich größtenteils Jugendliche – die durch soziale Dienste sinnvoll ihre Freizeit gestalten und noch dazu ihr Budget aufbessern.

Diese Form einer Sozialböse hätte natürlich auch langfristige, positive Auswirkungen auf den öffentlichen Haushalt, da viele Sozialdienste über private Firmenleistungen mitfinanziert werden könnten.

Auch wäre dies ein Modell, wo die Mitglieder des Seniorenbund ebenfalls junge Damen im Sozialdienst beschäftigen sehen könnten und dies ohne staatliche Zwangsmaßnahmen!  

Ein liberales Modell, welches die Hilfe zur Selbsthilfe fördert und seine Pilotversuche in Gemeinden der Südsteiermark und in Oberösterreich bereits mit Erfolg hinter sich gebracht hat.

Sportvereine leisten wertvolle Arbeit bei der Integration unterschiedlicher gesellschaftlicher Gruppen, und zwar insbesondere im Jugendbereich. Zudem trägt der Sport in erheblichen Maße zur Gesundheitsvorsorge bei und soll die „natürliche und einzige Droge“ für unsere Jugendlichen sein.

Eine entsprechende Erhöhung der Mittel für die Spotförderung, ist daher essentiell notwendig. Denn 1 % Steigerung der Sportmittel wirken sich in einem Minus von 3% bei den Gesundheitskosten aus.

Der Sport ist daher nicht nur ein Spiegel unsere Gesellschaft sondern die Vitalität unserer Gesellschaft.

Ich danke Frau Bürgermeisterin als Finanzreferentin, dass dies auch im Budget mit der Erhöhung der Sportsubventionen im Ausmaß von 5 % seinen symbolischen Niederschlag gefunden hat. Diese Mittel sind jedoch noch bei weitem zu wenig, wenn man die volkswirtschaftliche Bedeutung des Sports entsprechend gewichtet. Bedenkt wir weiters, dass die neuerliche Steigerung des Abgangs des Tiroler Landestheaters wieder mit Euro über 400.000.- zu Buche schlägt.  Dieses Mal zwar besser begründet -  dennoch fehlt hier wohl jede Relation.

Es darf nicht sein; aber es muss aber sein der klassische Vergleich Kultur und Sport:

Daher fordern wir eine weitere Erhöhung der Spotsubventionen um 300.000.- als sinnvolle Investitionen in unsere Jugend und in die Gesundheitsvorsorge.

Die Ausgaben in die Kultur betrachten wir vorrangig als eine Investition in die Bildung und zugleich als einen Aspekt für den Tourismus und die Wirtschaft.

Neben einem angedachten Haus der Moderne oder der Musik ist für uns auch eine angemessene Wintertrainingshalle für die Leichtathletik und anderen Grundsportarten in der Sportstadt Innsbruck eine unabdingbare Notwendigkeit. 

Für uns Liberale ist beides notwendig und sinnvoll; also ein sowohl als auch von Kultur und Sport.

Und bei all diesen finanziellen Forderungen wird Frau Bürgermeisterin gleich zu Recht einwerfen: „Wünschen kann man sich vieles, doch wie sollen wir dies finanzieren?“

Dazu unser liberale Lösungsansatz

Natürlich keineswegs mit Schulden, sondern durch ein Bündle von Maßnahmen:

Zuerst einmal haben unsere liberalen Prämissen budgetrelevante Umschichtungen und geänderte Schwerpunktsetzungen zur Folge:

Das liberale innsbruck fordert daher eine Streichung der Rücklagen für die Regionalbahn zur Gunsten der Rücklagen oder Investitionen in die Bereiche Daseinsvorsorge, Gesundheit und Jugend! 

Wir warnen neuerlich vor den unabschätzbaren Kosten für diese Regionalbahn. Da sind  die Kostenüberschreitung beim Bau der Hungerburgbahn wohl nur mit der Maßstäbigkeit einer Lilliputbahn  zu vergleichen. Noch dazu wird die Umsetzung ja ohnehin nur maximal die Renecance der „alten Haller“ bedeuten. Daher wird diese Straßenbahn in keinem Fall eine effektive und zukunftsorientierte Lösung für die Wirtschaft und die Pendler im Zentralraum des Inntals darstellen.

Dazu noch ein paar finanzielle Eckdaten zur Auffrischung und für unsere neuen Mitglieder im Gemeinderat:

    * Die zu erwartete Gesamtkosten belaufen sich auf  über 270 Mio. Euro (TT  Vizebgm. Bielowsky vom 15. July 2004)

    * Die sinnlose Schienenverlegung der Stubaitalbahn schlug mit Euro1 Mio. zu buche

    * Die ebenfalls nicht notwendige Schienenverlegung in der Andreas Hofer und Bürgerstraße kosteten über 2,2 Mio. Euro

    * Die Straßenbahngarnituren wurden nach erfolgter Vergabe plötzlich um 2 Mio. Euro teuer und belaufen sich für die 22 Garnituren mittlerweile auf über 53 Mio. Euro (ursprünglich mit Beschluss vom Okt. 2003 waren es „nur“ 39 Mio. Euro !!!)

    * Bei den Tiefbaumaßnahmen sind es neben notwendigen Schachtverstärkungen unterhalb der Geleise, die Haltestellen. Eine verschlingt 165.000 Euro  - also schon ein kleines Häuschen am Land; wir sind jedoch in Innsbruck und zahlen daher für die 21 Haltestellen 3,5 Mio. Euro

Bei all diesen enormen Kosten stellt sich uns die Frage, ob beziehungsweise wie lange, wir uns (ihr euch) noch  im Beschlussrahmen vom Nov. 2004 bewegt, wo die Mehrheit hier im Hause Investitionsmittel in der Höhe von maximal Euro 78 Mio. genehmigt hat.

Und vor allem nicht zu vergessen die drohende Rückzahlung an den Bund – und die wird schlagend – ob Regionalbahn light oder heavy -  denn es ist einfach keine Regionalbahn. Und es wird auch keine - auch wenn die Mehrheit in diesem Haus fast über die ganze Stadt dazu im Vorfeld eine Bausperre verhängt. Herr Vizekanzler Hubert Gorbach scheidet mit Ende diese Jahres aus der Politik aus und dann wird ein neuer Minister(in) die Vertragsgrundlagen bewerten; hoffentlich zu Gunsten der Stadt Innsbruck!! Dein bewährtes und gutes Verhandlungsgeschick, Frau Bürgermeisterin, wird neuerlich bitter notwendig sein!

Das liberale innsbruck bekennt sch zu einer effektiven Nahverkehrslösung im Sinne der Wirtschaft, jedoch nicht auf Basies dieses „Schein-Konzepts“, sondern im Hinblick auf eine Taktverbesserung der ÖBB, einer Einbindung der Mittenwaldbahnstrecke und einer weiteren Verbindung mit Anschluss an den Flughafen. Dies vertrete ich auch seit 2004 in diesem Hause.  

Nützen wir doch die Chance, welche sich durch die Signale des Landehauptmanns und den Beschluss des Planungsverbandes nunmehr als Ausstiegszenario bietet und setzen wir gemeinsam auf den ÖBB-Trassen eine sinnvolle und machbare S-Bahn um. Und vor allem Modifizieren wir schleunigst die Bestellung der neuen Straßenbahnen bis Feber 2007, denn dann ist Schluss!

Oder sollte schlussendlich eine Sanierung der Straßenbahnlinie 1 und 3 und die Liquitierung der Obusse zum Preis von über 100 Mio. Euro das Ziel gewesen sein?

Neben der Budgetumschichtung setzen wir einerseits auf ein mittelfristiges Maßnahmenpaket das aus wirtschafts-fördernden Effekten besteht:

    * einer Arbeitsplatzprämie für Jungunternehmer

    * einer offensiven Grunderwebstrategie mit weiterer zur Verfügung Stellung von günstigen Grund- und Mietpreisen an Unternehmer

    * die Abschaffung der Vergnügungsteuer bei Veranstaltungen

    * kürzere Behördenverfahren (Vergleich Autobahnabfahrt Mitte 3 : 1)

    * entsprechende Vermarktung des Standortes Innsbruck durch ein effizientes und umfassendes Stadtmarketing, welches in engem Konnex mit dem Land Tirol agiert

andererseits auf eine Steigerung der Effizienz und der Kontrolle unserer ausgelagerten Betriebe:

Wir verabschieden – hoffentlich nicht im wahrsten Sinn des Wortes – mit diesen Budgetvoranschlag über Euro 60 Mio. an unsere ausgelagerten Betriebe.

Dazu liegt den meisten Gemeinderäten nicht einmal der Beteiligungsbericht 2006 (für das Jahr 2005) vor, welcher traditioneller Weise erst nach dem Budgetgemeinderat an die Fraktionen ausgegeben wird. Und erst nachdem lang nachdem dieser Bericht bereits am 04. Dez. 06 der Presse dargeboten wurde.

Dieser Beteiligungsbericht und die Wirtschaftsberichte, zumindest jener Gesellschaften mit über 20% Anteilen der Stadt Innsbruck, sollten doch zeitgerecht allen Mandataren in diesem Haus uneingeschränkt zur Verfügung stehen. Diese bilden ein wesentliches Beurteilungskriterium über eine wohl nicht unbeträchtliche Summe über die wir heute und morgen zu befinden haben!

Daher sind folgende Maßnahmen zur effektiven Mittelverwendung notwendig:

    * ein begleitendes Controllingsystem (seit 2003 von mir gefordert, regelmäßig versprochen, aber noch nie effektiv umgesetzt)

    * die Erstellung einer Erfolgs- / Misserfolgsbilanz der seit 2003 ausgegliederten Gesellschaften der IIG, Stadtbau, ISD, ISPA usw.

    * die Bestellung aller Aufsichtsräte aus dem Kreis der aktiven Gemeinderäte, um die direkte Verantwortung gegenüber den Bürgern wieder unmittelbarer herzustellen

    * eine tatsächliche und weitestgehende Privatisierungen einzelner Unternehmungen  an der Börse mit der Einschränkung wenn es sich um meritorische Güter handelt, jene Güter also die am Markt keinen Preis erzielen, da der entsprechende Markt fehlt beziehungsweise Güter welche auch im Hinblick auf zukünftige Generationen essentiell von Bedeutung sein werden.

Dies wären etwa Schulbildung, medizinische Grundversorgung, natürliche Ressourcen, Müllentsorgung usw.

Weiters schlagen wir den Verkauf von städtischen Wohnungen zu marktgerechten Preisen vor.

Eine Möglichkeit die gerade wieder in Diskussion stehenden Südtirolersidlungen in die Eigenverantwortung der derzeitigen Mieter zu übertragen.

Eine Neuausrichtung der Finanzverteilung zwischen der Landeshauptstadt Innsbruck und den umliegenden Gemeinden des Tiroler Zentralraumes halten wir ebenfalls für unabdingbar:

Die Umlandgemeinden profitieren in vielen Bereichen von den getätigten Infrastruktur und Sozialeinrichtungen der Landeshauptstadt; sind aber nur in den wenigsten Fällen bereit auch einen finanziellen Beitrag dazu zu leisten. Ja, manche Gemeinden blockieren sogar teilweise notwendige Verbesserungsmaßnahmen (wie etwa die Erweiterung des Flughafens).

Da der eingesetzte Planungsverband wohl weder den Willen noch die Kompetenz besitzt und auch das Instrumentarium des Gemeindeverbandes bis dato kaum etwas bewirkt hat (außer Frauenhaus), müssen von Seiten der Stadt Innsbruck dahingehend neue Überlegungen angestellt werden. Eine Gesamtaufstellung und budgetäre Gegenüberstellung wäre dazu ein erster Schritt. Eine Hinterfragung mancher Leistungen, vor allem stark defizitäre Einrichtungen (Stubaitalbahn) ein zweiter.

Die verfassungsmäßige Verankerung eines Regionalparlamentes der ohnehin bereits eine Einheit bildenden Bezirke Innsbruck Stadt und Land wäre jedoch die zukunftsweisenste Variante (Verweis auf Budgetrede 2005 und die Landkreise in Deutschland). 

Schlussbemerkung

Kommunalpolitik ist die kleinste Einheit der modernen Demokratie und sie ist - eine grundlegende Einheit. Sie hat Auswirkungen auf die höheren Ebenen des Landes Tirol und der Republik Österreich. Innsbruck ist nicht zuletzt ein Stück Europas und daher ist ein maßvoller Budgetansatz – wie er hier vorliegt – so wichtig.

Das liberale innsbruck stimmt diesem wirtschaftlich vernünftigen Budgetansatz in seiner Gesamtheit zu, obgleich wir zu einigen Voranschlagspositionen Abänderungen bekunden werden. 

Ein Dank an alle Mitglieder dieses Gremiums insbesondere an unsere immer einsatzfreudige Frau Bürgermeisterin, an die Beamtenschaft und vor allem an die vielen fleißigen Bürgerinnen und Bürger die uns erst diese Ausgabenverteilung ermöglichen.    

Unser Programm für die Landeshauptstadt Innsbruck

Liberale Grundsätze
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